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Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates die näheren Einzelheiten zum Verbandsklageregister zu regeln, insbesondere
Bestimmungen über Inhalt, Aufbau, Führung und Art des Betriebs des Verbandsklageregisters, die
Einreichung, Eintragung, Änderung und Vernichtung der im Verbandsklageregister erfassten Angaben,
die Erteilung von Auszügen aus dem Verbandsklageregister sowie zur Information angemeldeter
Verbraucher, zur Datensicherheit und Barrierefreiheit zu treffen.
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